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  Stadtrat 

Rathausgasse 1 
5000 Aarau 
 
T  062 836 05 25 
E  stadtrat@aarau.ch 
www.aarau.ch 

 

Aarau, 3. April 2017  
GV 2014 - 2017 / 359 
 
 

Bericht und Antrag an den Einwohnerrat 

IBAarau Wärme AG; Energiezentrale; Wärme- und 
Kälteverbund Telli; Baurecht 
 
 

 
Sehr geehrte Frau Präsidentin 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Die IBAarau Wärme AG beabsichtigt, in der Telli ein Fernwärme-/Fernkältenetz zu realisieren. Die 
damit zusammenhängenden baulichen Infrastrukturanlagen sollen auf der städtischen Parzelle 
4149 an der Neumattstrasse erstellt werden. Der Stadtrat hat sich, unter dem Vorbehalt der Zu-
stimmung durch den Einwohnerrat, bereit erklärt, der IBAarau Wärme AG dafür ein Baurecht für 
99 Jahre einzuräumen. Auf Grund des Landwertes von über 2 Millionen Franken ist der Baurechts-
vertrag dem Einwohnerrat zur Genehmigung zu unterbreiten. 
 
 
1. Ausgangslage 
 
Am 11. November 2013 unterbreitete die IBAarau Wärme AG dem Stadtrat ein Kaufangebot für 
die sich im Eigentum der Einwohnergemeinde befindliche Parzelle 4149 an der Neumattstrasse 
mit der Absicht, im Rahmen der Umsetzung des kommunalen Energieplans der Stadt Aarau vom 
28. Januar 2013 im Gebiet Telli ein Fernwärme-/Fernkältenetz zu realisieren. Die nutzbare Ab-
wärme aus der ARA (gereinigtes Abwasser) soll mit Hilfe von Wärmepumpen auf ein zum Heizen 
nutzbares Temperaturniveau gebracht werden. Ausserdem soll im Winterhalbjahr ein Blockheiz-
kraftwerk bei gleichzeitiger Stromproduktion die Abwärme liefern, die für Gebäude mit höheren 
Heiztemperaturen nötig ist. Die Biogasproduktion der Kläranlage soll ebenfalls in der neuen Ener-
giezentrale entweder zu Erdgasqualität aufbereitet und ins Erdgasnetz eingespiesen oder in Strom 
und Wärme umgewandelt werden. 
 
 
2. Vorgehen 
 
Die IBAarau hat in der Zwischenzeit Abklärungen über potentielle Abnehmer von Wärme bzw. 
Kälte im Telli-Quartier getroffen, eine Konzeptstudie (Anhang 2) erarbeiten lassen und daraufhin 
im Januar 2017 ein Baugesuch für die Energiezentrale Wärme-/Kälteverbund Telli eingereicht. Das 
Baugesuch lag vom 20. Januar bis 20. Februar 2017 öffentlich auf. Es sind keine Einwendungen 
gegen das Baugesuch eingegangen.  
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Parallel dazu haben die Stadt und die IBAarau Wärme AG, Monica Schrag, Notarin, Aarau, mit der 
Erarbeitung eines Dienstbarkeitsvertrages für ein Baurecht beauftragt. Der Vertrag liegt vor 
(Anhang 3). 
 
 
3. Vertragsessentialia 
 
3.1 Umfang des Baurechts 
 
In Umsetzung des kommunalen Energieplans beabsichtigt die IBAarau Wärme AG, auf Parzelle 
4149 eine Energiezentrale Wärme-/Kälteverbund zu erstellen. Dabei soll Grundwasser oder Ab-
wasser aus der ARA mit Hilfe von Wärmepumpen auf ein zum Heizen nutzbares Temperaturniveau 
gebracht werden. Das in der ARA produzierte Klärgas soll zu Erdgasqualität aufbereitet und ins 
Erdgasnetz eingespeist oder in einem Blockheizkraftwerk in Strom und Wärme umgesetzt werden. 
Für die Realisierung dieser Infrastrukturanlagen räumt die Einwohnergemeinde Aarau der IBAarau 
Wärme AG ein selbständiges und dauerndes Baurecht für die Erstellung, die Beibehaltung und den 
Betrieb einer Fernwärmezentrale mit den damit zusammenhängenden Infrastrukturanlagen ein. 
 
Die Baurechtsberechtigte ist befugt, im Rahmen der gesetzlichen und vertraglichen Bestimmun-
gen über das Baurecht und den belasteten Boden zu verfügen und Bauten auf und unter dem 
Boden zu erstellen. Auf den bestehenden Gönhardkanal und die bestehende Kanalisationsleitung 
(GräSuBuRo-Kanal) ist beim Bau Rücksicht zu nehmen. Im Bereich des Verlaufs des Gönhardka-
nals sind keine unterirdischen Bauten möglich. Die Fläche kann nur als Abstell- oder Parkierungs-
fläche genutzt werden. Wird die bestehende Kanalisationsleitung (GräSuBuRo-Kanal), welche das 
Grundstück quert, verlegt, so sind die Verlegungskosten inkl. allfälliger Anpassungen an der Fern-
wärmezentrale durch den Verursacher zu tragen. Für Kleinlebewesen ist über das Baurechtsareal 
ein Vernetzungsstreifen vorzusehen. 
 
3.2 Dauer des Baurechts 
 
Das Baurecht wird für das laufende und 99 weitere Jahre ab Vertragsunterzeichnung, d.h. bis zum 
31. Dezember 2116 eingeräumt. 
 
3.3 Baurechtszins 
 
Der Stadtrat ging bei der Berechnung des Baurechtszinses von einem aktuellen Verkehrswert der 
Parzelle von 600 Franken pro m2 aus. Als Basislandwert für die Berechnung des Baurechtszinses 
ging er von 70 % des Verkehrswertes aus. Der Abschlag um 30 % ergab sich einerseits aus der 
eingeschränkten Überbaubarkeit der Parzelle (bestehender Gönhardkanal und bestehende Kanali-
sationsleitung GräSuBuRo-Kanal sowie Vernetzungsstreifen für die Natur und die Tierwelt) und 
andererseits aus der Einräumung eines zeitlich beschränkten Baurechts. Zudem wurde eine spezi-
elle Vergünstigung der öffentlichen Hand von 40 Franken pro m2 gewährt, da die Stadt im Rah-
men des Projektes "Energiestadt Aarau" Projekte im Energiebereich nach Möglichkeit unterstützt. 
Der massgebliche Landwert für die Baurechtszinsberechnung beträgt daher 380 Franken pro m2, 
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was einen Landwert bei der Parzellengrösse von 6584 m2 (inkl. Flächenkorrektur)von 2'501'920 
Franken ergibt. Die finanzielle Tragbarkeit für den Betrieb der Energiezentrale wird auf dieser 
Basis von der Bauherrschaft als gegeben erachtet. 
 
Der Baurechtszins ist ab Inanspruchnahme (Nutzen und Gefahr) des Grund und Bodens zu 
bezahlen. 
 
3.4 Heimfall 
 
Mit dem Erlöschen des Baurechts gehen sämtliche auf der Baurechtsparzelle stehenden Gebäude 
und festverbundenen Einrichtungen in das Eigentum der Baurechtsbelasteten über. Sollte die Bau-
rechtsberechtigte in grober Weise ihr dingliches Recht überschreiten oder vertragliche Verpflich-
tungen verletzen bzw. den Betrieb der Fernwärmeanlage dauernd eingestellt werden, kann die 
Grundeigentümerin den vorzeitigen Heimfall herbeiführen, indem sie die Übertragung des Bau-
rechts mit allen Rechten und Pflichten auf sich selbst verlangt. 
 
3.5 Gewährleistungspflicht 
 
Die Gewährleistungspflichten der Grundeigentümerin für rechtliche und körperliche Mängel der 
Vertragsobjekte werden, soweit gesetzlich zulässig, ausdrücklich wegbedungen, ausgenommen für 
allfällige im Grundstück vorhandene Schadstoffbelastungen. Soweit die Baurechtsberechtigte 
gemäss Altlasten- und Abfallrecht für Untersuchung, Überwachung, Sanierung und Entsorgung 
solcher Schadstoffe in Anspruch genommen werden sollte, hat die Grundeigentümerin die Bau-
rechtsberechtigte dafür freizuhalten, soweit die Kosten nicht auf Drittverursacher überwälzt wer-
den können. 
 
 
4. Baugrundproblematik 
 
Im April 1999 wurde auf dem gesamten Grundstück Aushubmaterial der Ostumfahrung deponiert. 
Damit konnte das Terrain auf das Strassenniveau angehoben werden. Insgesamt wurden ca. 
12'000 m3 Material abgelagert. Baugrunduntersuchungen haben nun gezeigt, dass das 
Auffüllmaterial Fremdbestandteile wie Ziegelbruchstücke und Holz enthält. Der Anteil der 
Fremdbestandteile überschreitet teilweise 5 %. Erdreich mit 1 bis 5 % Fremdbestandteilen gilt 
gemäss VVEA (Verordnung über die Vermeidung und die Entsorgung von Abfällen) als schwach 
belastet, solches über 5 % als wenig belastet. 
 
Die Mehraufwendungen, die sich im Zusammenhang mit der erfolgten Terrainauffüllung ergeben, 
sind auf der Basis der im Baurechtsvertrag erwähnten Gewährleistungspflicht von der Stadt als 
Grundeigentümerin zu tragen. Die geschätzten Aufwendungen ergeben Folgendes: 
 
Kosten Entsorgung leicht belastetes Material gemäss Offerte Huber Fr.   28'000.– 
Kosten Stabilisierung Baugrund gemäss Kostenschätzung Gruner Fr.   76'400.– 
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Gesamtkosten, welche von der Stadt zu tragen sind (abgerundet) Fr. 100'000.– 
 ========== 
Die Weiterübertragung dieser Kosten auf den Verursacher Kanton wird geprüft. 
 
Sollten zu einem späteren Zeitpunkt weitere Bauten, die einen Aushub nötig machen, realisiert 
werden, ist mit weiteren Kosten zu rechnen, welche dannzumal ebenfalls von der Stadt bzw. vom 
Verursacher getragen werden müssten. Diesen Kosten steht ein Baurechtszins von rund 70'000 
Franken pro Jahr gegenüber. Sollten durch spätere Erweiterungsbauten zusätzliche Kosten auf die 
Stadt zukommen, würden diese schätzungsweise höchstens bis zu einer Verdoppelung der 
heutigen Kosten führen.  
 
Der Stadtrat stellt dem Einwohnerrat wie folgt 
 
A n t r a g :  
 
1. Der Einwohnerrat möge den Dienstbarkeitsvertrag (Baurecht; Anhang 3) zwischen der Ein-

wohnergemeinde Aarau, als Dienstbarkeitsbelastete und Eigentümerin von LIG Aarau 4149 
und der IBAarau Wärme AG, Aarau, als Dienstbarkeitsberechtigte, genehmigen. 

 
2. Für die voraussichtlich im Zusammenhang mit den Sanierungsmassnahmen seitens der  

Grundeigentümerin Stadt zu übernehmenden Kosten sei ein Bruttokredit von 100‘000 Franken 
zu bewilligen. 

 
Freundliche Grüsse 
Im Namen des Stadtrats 
 
Jolanda Urech Daniel Roth 
Stadtpräsidentin Stadtschreiber 
 
Anhang: 
1) Situationsplan 
2) Konzeptstudie der IBAarau Wärme AG 
3) Dienstbarkeitsvertragsentwurf vom 18. August 2014 - 20. März 2017  
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